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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu den Gesetzentwürfen der Bundesregierung 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung der 
Verwaltungsgerichtsordnung und anderer Gesetze (6. VwGOÄndG) 
- Drucksachen 13/3993, 13/4069,13/5098 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren 
(Genehmigungsverfahrensbeschleunigungsgesetz - GenBeschIG) 

- Drucksachen 13/3995, 13/5085 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung und Vereinfachung 
immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsverfahren 
- Drucksachen 13/3996,13/5100 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Wirtschaftsstandort Deutschland ist nach wie vor einer der 
wichtigsten und leistungsfähigsten der Welt. Es ist deshalb 
falsch, wenn er von Teilen der Wirtschaft und der Bundesre- 
gierung schlechtgeredet wird. Im Gegenteil gilt es, seine Stär- 
ken zu sichern und Innovationen zu fördern, damit sich die Un- 
ternehmen im harten internationalen Wettbewerb behaupten 
können. Besonders nachteilig wirken sich hierbei die von der 
Bundesregierung zu vertretenden explodierenden Staatsdefi- 
zite, die steigende Steuer und Abgabenlast sowie die hohen 
Realzinsen aus. Sie sind für die Standortwahl der Unterneh- 
men wesentlich bedeutsamer als die beklagte Genehmi- 
gungspraxis und möglicherweise zu langen Genehmigungs- 
verfahren. 

Nur mit einer Politik, die Innovationen und Beschäftigung för- 
dert und die Investitionsbedingungen gezielt verbessert, wer- 
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den zukunftsfähige Arbeitsplätze in Deutschland geschaffen. 
Auch die öffentlichen Investitionen müssen ausgeweitet wer- 
den, um den notwendigen Strukturwandel erfolgreich bewäl- 
tigen zu können. 

2. Die Genehmigungsverfahren und die Genehmigungspraxis in 
Deutschland haben in der Vergangenheit ein hohes Maß an 
Rechtssicherheit für die Investoren ermöglicht, Umweltstan- 
dards gewährleistet und die betroffenen Bürger am Verfahren 
beteiligt. Durch die Bürgerbeteiligung ist die Akzeptanz der 
Verwaltungsverfahren und -entscheidungen verbessert wor- 
den. Das sind wichtige Ausgangsbedingungen für jede Reform 
der Planungs- und Genehmigungsverfahren, die nicht aufs 
Spiel gesetzt werden dürfen. 

Die Vereinfachung und Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren ist zur Unterstützung der öffentli- 
chen und privaten Investitionsoffensive hilfreich und notwen- 
dig. In Planungs- und Genehmigungsverfahren sind die Zuläs- 
sigkeit und die Ausgestaltung von öffentlichen und privaten 
Vorhaben unter Abwägung aller Schutz- und Nutzerinteressen 
auch unter Beteiligung der betroffenen Dritten rechtsstaatlich 
sauber und möglichst rechtssicher so schnell wie möglich zu 
prüfen und einer Entscheidung zuzuführen. Ohne erreichte 
Umweltstandards in Frage zu stellen und Beteiligungsrechte 
zum Schutze Dritter zu beschneiden, können Planungs- und 
Genehmigungsverfahren schneller als heute üblich zum Ab- 
schluß gebracht werden. 

Weitere Änderungen der Genehmigungsverfahren müssen mit 
der Wahrung von Umweltschutzstandards und den Beteili- 
gungsrechten zum Schutze Dritter verbunden werden. Ferner 
muß überprüft werden, ob Gesetzesänderungen zur Abstel- 
lung erwiesener Mängel unabweisbar sind und ob sie im Sin- 
ne der Zielsetzung der Vereinfachung und Beschleunigung der 
Verfahren wirksam sein werden. Außerdem muß vor weiteren 
Gesetzesänderungen festgestellt werden, welcher zusätzliche 
finanzielle, personelle und organisatorische Aufwand bei 
Bund, Ländern und Kommunen entstehen würde, um nicht 
neue Vollzugshindernisse entstehen zu lassen. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß bisher keine ausrei- 
chenden Daten über die Änderung der Genehmigungs- und 
Verfahrenspraxis seit 1992 vorliegen. Der Deutsche Bundestag 
sieht hierin ein schwerwiegendes Versäumnis der Bundesre- 
gierung. 

3. Der Deutsche Bundestag vertritt in Übereinstimmung mit der 
Mehrheit der Sachverständigen, die zu den Anhörungen des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
des Rechts- und des Innenausschusses am 8. und 22. Mai 1996 
eingeladen waren, folgende Standpunkte zum Problem der 
Dauer von Planungs- und Genehmigungsverfahren und zu den 
Vorschlägen, zu deren Vereinfachung und Beschleunigung: 

3.1 Die Dauer der Genehmigungsverfahren ist ein wichtiger 
Standortfaktor im internationalen Wettbewerb. Wichtiger 
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ist dabei jedoch, den rechtlich gesicherten Interessenaus- 
gleich öffentlicher und privater Belange durch die Pla- 
nungs- und Genehmigungsverfahren in einem berechen- 
baren, noch zu verkürzenden Zeitrahmen zu erreichen. 

3.2 Die Dauer der Genehmigungsverfahren in Deutschland 
ist seit Anfang der 90er Jahre wesentlich verkürzt worden. 
Sie bleibt im internationalen Vergleich zeitlich aufwendi- 
ger, schafft jedoch höhere Rechtssicherheit und sichert 
materielle Umwelt-, Sozial- und Beteiligungsstandards. 

3.3 Wesentlich für eine weitere Beschleunigung der Geneh- 
migungsverfahren ist die Formulierung von konkreten Be- 
urteilungskriterien statt einer Ausweitung unbestimmter 
Rechtsbegriffe, die Fixierung von dynamischen Grenz- 
werten in untergesetzlichen Regelwerken und von Ver- 
einfachungen und Vereinheitlichungen der Fachgesetze, 
insbesondere im Planungs-, Umwelt-, Bau-, Wasser- und 
Bodenrecht. 

3.4 Wesentlich sind ferner ein besseres Verfahrensmanage- 
ment, eine frühzeitige Beratung und die Abstimmung zwi- 
schen Behörden und Antragstellern über erforderliche 
Antragsunterlagen und technische Anforderungen, eine 
flexiblere Koordinierung innerhalb der beteiligten Behör- 
den durch die bessere Nutzung von Antragskonferenzen, 
Sternverfahren und Projektmanagern. 

3.5 Die vorgesehenen Änderungen des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes sind teilweise unnötig, beschleunigungs- 
hemmend und verfassungsrechtlich bedenklich wegen 
der einseitigen Bevorzugung von Antragstellern. Die teil- 
weise Abkehr vom bewährten Genehmigungsverfahren 
birgt die Gefahr, daß die Rechtsunsicherheit wegen Nach- 
teilen Drittbetroffener wächst und die Verfahren zwischen 
betroffenen Behörden komplizierter werden und damit zu 
Verzögerungen der beantragten Entscheidungen führen. 

Die Zulassung der vorzeitigen Errichtung von Anlagen 
kann akzeptiert werden, wenn dies nicht zu Nachteilen 
beim Umweltschutz führt. Bei wesentlichen Änderungen 
kann ein Genehmigungsverfahren durch ein Anzeigever- 
fahren ersetzt werden, wenn der neueste Stand der Tech- 
nik berücksichtigt wird. 

3.6 Die vorgesehenen Änderungen des Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes werden in der jetzigen Form abgelehnt: 

Unstreitig ist, daß eine Beschleunigung der Verfahren er- 
wünscht ist. Diskutiert wird, ob die erforderlichen Refor- 
men der Verwaltungsverfahren einer strikten gesetzli- 
chen Regelung bedürfen oder über flexible Regelungen 
umzusetzen sind. Gegen die von der Bundesregierung 
vorgesehene Änderung des Verwaltungsverfahrensge- 
setzes spricht, daß dem Antragsteller ein Anspruch im Ein- 
zelfall eingeräumt wird, die Durchführung einzelner Ver- 
waltungsmaßnahmen zu verlangen. Damit wird die 
Verwaltung im Einzelfall gezwungen werden, aus ihrer 
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Sicht unnötige Verfahrensschritte durchzuführen. Das 
Verfahren wird komplizierter, und das Verwaltungser- 
messen wird eingeengt. 

Die neuen Regelungen laufen den Bemühungen der Län- 
der entgegen, der Verwaltung mehr Entscheidungsspiel- 
räume durch Verringerung der Regelungsdichte zu ver- 
schaffen. 

Mit der Einführung der §§71abis71e würde ein Son- 
derrecht für bestimmte Personengruppen (Unternehmer 
im weiteren Sinn) geschaffen. Um die beabsichtigte Sig- 
nalwirkung zu erzielen, reicht es aus, die bewährten Be- 
schleunigungsinstrumente (Sternverfahren, Antragskon- 
ferenz etc.) als Verfahrensgestaltungsmöglichkeiten der 
Genehmigungsbehörde in das Verwaltungs Verfahrensge- 
setz aufzunehmen. 

3.7 Die vorgesehenen Änderungen der Verwaltungsgerichts- 
ordnung sind abzulehnen, weil das eigentliche Ziel, die 
Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsver- 
fahren, hierdurch nicht erreicht wird. Die bisherigen Än- 
derungen sollen sich in der Praxis zunächst bewähren. Es 
ist besser, die Effizienz der Eingangsgerichte zu erhöhen. 
Damit werden eher Beschleunigungseffekte erzielt als 
durch Gesetzesänderungen. Besonders kritisiert wird die 
umfassende Heilung von VeYfahrensmängeln während 
des Prozesses. Hierdurch kann der Eindruck entstehen, 
Gericht und Verwaltung arbeiteten Hand in Hand. Die Be- 
seitigung der aufschiebenden Wirkung wird abgelehnt, 
weil es zu einem sprunghaften Anstieg von Eilverfahren 
vor den Gerichten kommen würde. Auf wenig Sympathie 
stößt auch die Zulassungsberufung. Hierdurch werden 
die Rechte der Bürger in unangemessener Weise ein- 
geschränkt. Insgesamt ist eine Änderung der Verwal- 
tungsgerichtsordnung nicht das geeignete Mittel, die 
Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsver- 
fahren zu erreichen. 

3.8 Die Beschleunigung der Planungs- und Genehmigungs- 
verfahren darf nicht zur Lasten von Umweltstandards und 
Bürgerbeteiligung gehen. Es ist im Gegenteil notwendig, 
daß sehr viel stärker der Gedanke des vorsorgenden Um- 
weltschutzes umgesetzt wird. Deshalb empfiehlt er der 
Bundesregierung, die Arbeit im Umweltgesetzbuch zu be- 
schleunigen und möglichst schnell mit den Trägern öf- 
fentlicher Belange sowie den Gremien des Deutschen 
Bundestages einen Zeitplan zur Beratung und Umsetzung 
festzulegen. Ein neues Umweltgesetzbuch ermöglicht es, 
zu einem modernen Umweltrecht zu kommen, das fol- 
genden Zielen entspricht: 

- vorsorgender Umweltschutz und ehrgeizige Umwelt- 
standards, 

- Vereinheitlichung und Beschleunigung der Verfahren, 

- hohe Rechtssicherheit, 
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- umfassende Einbeziehung der Bürger. 

4. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

4.1 das in Vorbereitung befindliche Umweltgesetzbuch bis 
Mitte 1997 vorzulegen, um dadurch einfache, klare und 
fortschrittliche Rahmenregelungen für beschleunigte Pla- 
nungs- und Genehmigungsverfahren zu schaffen; 

4.2 einen Erfahrungsbericht zu den Auswirkungen der ver- 
schiedenen Gesetze zur Vereinfachung und Beschleuni- 
gung der Planungs- und Genehmigungsverfahren und der 
Verwaltungsgerichtsordnung seit 1993 vorzulegen, ins- 
besondere über den Verwaltungsvollzug und die zeitliche 
Verkürzung der Verfahren ausführlich zu berichten; 

4.3 unverzüglich mit den Ländern abgestimmte konkrete Be- 
wertungskriterien und Anforderungen an den vorsorgen- 
den Bodenschutz und die Bodensanierung in einem Bun- 
desbodenschutzgesetz festzulegen; 

4.4 unverzüglich in Zusammenarbeit mit den Ländern kon- 
krete Beurteilungskriterien für die Vermeidung von 
Eingriffen in die Natur und für notwendige Ausgleichs- 
maßnahmen im Rahmen der Weiterentwicklung des Bun- 
desnaturschutzgesetzes festzulegen; 

4.5 die Ausbildung und Weiterbildung der für Planungs- und 
Genehmigungsverfahren Verantwortlichen im Umwelt- 
recht besonders zu fördern; 

4.6 die finanzielle Ausstattung der Kommunen sicherzustel- 
len, um eine langfristige, qualitativ hochstehende Perso- 
nalausstattung der Genehmigungsbehörden zu ermögli- 
chen; 

4.7 vor einer erneuten Änderung der Verwaltungsgerichts- 
ordnung erst die 1993 an diesem Gesetz vorgenommenen 
Änderungen sich bewähren zu lassen und ihre Auswir- 
kungen abzuschätzen. Anstelle weiterer Gesetzesände- 
rungen ist es sinnvoller, die Personalkapazitäten der Ein- 
gangsgerichte effektiver einzusetzen, um die Planungs- 
und Genehmigungsverfahren zu beschleunigen. Der 
Deutsche Bundestag fordert die Bundesländer auf zu prü- 
fen, ob durch geeignete organisatorische Maßnahmen die 
Effizienz der Eingangsgerichte weiter erhöht werden 
kann, ohne neue Personalstellen hierfür zu schaffen; 

4.8 die Maßnahmen zur Beschleunigung des Verwaltungs- 
verfahrens als Gestaltungsmöglichkeiten, die im Ermes- 
sen der Genehmigungsbehörde stehen, in das Verwal- 
tungsverfahrensgesetz aufzunehmen. Damit werden alle 
Genehmigungsbehörden und alle Antragsteller auf diese 
flexiblen Instrumente hingewiesen. Zugleich behält die 
Genehmigungsbehörde ihr Verfahrensermessen, da sie 
am besten beurteilen kann, ob die Anwendung dieser In- 
strumente im jeweiligen Einzelfall der Beschleunigung 
dient. Sie soll deshalb auch über deren Anwendung im 
Einzelfall entscheiden können. Zugleich wird damit ver- 
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mieden, daß Antragstellern in bestimmten Genehmi- 
gungsverfahren Sonderrechte eingeräumt werden. 

Bonn, den 26. Juni 1996 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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